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Einladung zum Vortrag

Die Veranstaltung findet in Präsenz statt.
Im Anschluss: gemeinsamer Ausklang 
mit Wein und Brezeln!

Die Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) sieht 
aktuell als Bedarf für Lebensunterhalt und Ausbildungskosten monatlich 452 € sowie 360 € 
für Unterkunftskosten für nicht bei den Eltern lebende Studierende vor. Demgegenüber 
steht im SGB II und SGB XII ein Regelbedarf von 502 €, der zum 1.1.2024 auf 563 € steigen 
soll, und die Übernahme angemessener Kosten der Unterkunft und Heizung, die in Ham-
burg und fast allen Hochschulorten meist deutlich höher als 360 € sind. 
Gilt das Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum auch für Studierende 
oder gibt es ein Grundrecht auf eine menschenwürdige Ausbildungsförderung, wie es 
vom Bundesverwaltungsgericht im Vorlagebeschluss vom 20.5.2021 - 5 C 11.18 - entwickelt 
wurde? Über diesen will das Bundesverfassungsgericht noch 2023 entscheiden. 
Rechtsanwalt Joachim Schaller vertritt die Klägerin des Ausgangsverfahrens, in dem es 
um die BAföG-Höhe in den Jahren 2014/2015 geht. Er wird in dem Vortrag die unter-
schiedlichen Argumente der Klägerin, des BVerwG und der Bundesregierung im Normen-
kontrollverfahren BVerfG 1 BvL 9/21 und deren Folgen für die BAföG-Bedarfssätze und die 
Studierenden, die aktuell BAföG bekommen, zur Diskussion stellen.


